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Entwurf eines Bundesgesetzes 
zur Durchführung des Überein­
kommens vom 3. März 1973 über 
den internationalen Handel 
mit gefährdeten Arten frei­
lebender Tiere und Pflanzen 
(Durchführungsgesetz 1995); 
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Das Amt der Wiener Landesregierung beehrt' sich, in der 

Beilage 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zu dem 

im Betreff genannten Gesetzentwurf zu übermitteln. 

Für den 

Beilagen 

AD 11058-3-871-131650-20000000 

tsdirektor: 

r. Pillmeier 
Obersenatsrat 
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MD-10'07-1j95 

'.' . 

E'ntwurf eines 'Bundesge~etzes 
z~r Dur6hführung des überein-

'kommens vom 3. März .1973 über 
deti internati6nalen H~ndel 
mit gefährdeten Arten frei­
lebender Tiere 4hd Pflanzen 
(Durchführungsgeset'z 1995); 
stellUngnahme 

# " 

,zu Zl~ 23~022j37-II/1j95' 

" ,. 

An das' 

BUndesministerium für 

~irtschaftliche Angele~enheit~n 

" " 

AMT DER / . . 

WIENER LANDESREGIERUNG 

V
'" 

ir. l; 

,. 

, , 
",' , 

DienSlslelie MD;-Büro des, Magistratsdirili6rs 

-Jdresse 1082 Wien,RathaUs 

ieielonnummetO 00-82124 

Wi~n, 24. April 1995 

, ' 

Auf das Schreiben vom 21. März 1995 beehrt sich das Amt der .. 

Wi~ner Landesregierung,zu dem im Betreffgenannten Geset~­

ent;wurf folgeI?-destell ungnahme bekannt'zugeben: 

Der'vorliegen~eüberarbeitete~"Entwu~f 'trä~t den meisten 
\ , ' I ',' .,' , ' 

Ariregungen und Einwendungen, die daslAmt der Wiener Landesre-
\ .' i : .' 

g~erun~, seiherzeit geltend gemacht hat, Rechnurig und ist d~her 

~ruhdsät~lich zu begrü~en.: 

Hinsichtl,ich des Kurztl teIg' des Gesetzes (Duychführungsgesetz 

i995) darf bemerkt werden, daß es zl,elführend wäre, auch in 

di~ Kurzbezeichnung einen Hinweis etarauf aufzunehmen ,daß ~s 
sich hiebei um die'Durchfuhrung,des,"Washingt,otier Artenschutz­

übereinkommens" handelt. Als Kurzbezeichnung wird daher "WA-
.i '. . -' . '\ ' 

Durchführungsgeset'z 1995" yorgeschlagen . 

. .1 

AD 1105 A - 26 - 938 - 120949 - 20 • 
\ . 
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Einielne Bestimmungen des Entwurfes geben'Anlaß zu folgenden 

, Bemerkungen: 

Zu § 1:' 

Wie bereit~in derha. Stellungnahme yo~ 21.,März 1995,.MÖ-
, 

50-1 und 2/95, dargelegt wurde, wäre ,eine Legaldefinition ' ' 
\, . 

der Begriffe "Art ,j
, "Dri1:tlahd", "Einfuhr~'und' ,"Ausfuhr" für 

, , 

eine leichtere Handhabung -des Gesetzes 9ünstig. 

Zu § 2: 

Die Be~timmung entspricht zwar beinahe wortgleich der E'P~Ver-

,ordnung Nr~ 3626/~2, sollte jedoch im Interesse 'einer bes-, 

seren Verständlichkeit überarbeitet werden.und einen Hinweis' 

d,aralif enthal teri, daß es sich hiebei um die Durchfuhr ge­

schützter Arten' bzw. deren Erze:ugnisse' :handel t. 

Zu § 4: 

, ' , 
lAuch hier wird angeregt, im :Slnne, einer besseren Lesbarkeit 

den Verweis auf Ar,t. 10 der EU-Verordnung 3626/82 durch eine 

,Bezeichnung der angesprochenenExe~plara (Anhang I, Cl, C2) zu, 

'ersetzen. 

Es darf neuerlich darauf ,hingewiesen werden" paß in Entspre­

churig der" Legistischen ,Richtlinien der erste Satz statt "Eine' 

Einfuhrgenehmigurig wird erteilt, wenh .~7" richtig "Eine 

Einfuhrgeneh.migung ' .... ist zu erteilen, wenn "zu lauten 

hätte. 

. 
.Zu §5 Abs. 3: 

'In der Bestimmung wird vorgesehen ,daß bei der Einfuhr aUs' 

Drittländern bzw~ ~er Au~fuhr oder Wied~iausfuhr von ~ebenden 

Pflanzen des Anhanges iI .nunmeh~ die vo~l~ge eines Pfl~nzenge­
sundheitszeugnisses ausreichen soll~ E~wäre ,zumindest in den 
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Erläuternden Bemerkungen klar~ustellen, w~lche Behörde zur 

\ . 
Aus~tellungeinesderartigen, z~ugn{~ses.'zuständig ist. 

Zu§ 6: 

Für Genehmiguri~en" B~~ch~in{gringen und Bestät±gungen i~t eine 

Befristung:von sechs Monat~n vorgesehen. Eine derartige'Se-, 

fristung e~sc~eint jedoch ,~ürBesch~inigtingen und 'Be~tätl-. 

gungen . im sinne des Art~2'? de'J:- For~ularverördnuhg Nr~ 3418/83 

nicht zweckmäßig. Im ubrigen ist eine solche Befristung in der 
I , 

FormularverordnuI:1g, gar nicht vorgesehen. 

Zu § 7 Abs. 1: 

Erfahrun~en, aus der Pra~is haben geieigt,daß die Fest~tel­

,lung, ob'ein E~emplar~Te~leooder.E~zeugnissedesselben ,z~m 
, 

p~rsönlichen G,ebrauch 'bestimmt oder als Hausrat,'anzusehen 

sind, oftmals Schwierigkeiten, bere.itet,. Es wäre daher sinn-' 

voll,diese Begriffe ~urnindest in deri ErläuterI;ldenBem~rkungEm 
zu def inieren. ' 

!' 

Überdies darf,angeregt w~rden, die, Formulierung des' § .7 Abs., 1 

lit~:b, in.'welchem·AUSt;iahmen';für Anhang II- und C2-Exemplare 

vor~esehen sind~ fm In~eresse einef besseren L~sbarkeit an die 

Gliederung i~Art. VII,Aba. 3 lit. b des washingtone~'Arten­

schut,zübereihkommens anzugleichen. 

Zu §7 Abs.3: 
" ' 

0" 

Hier ist vorgesehen, daß lebende Exemplare 'des persöniic'hen 

Gebrauches unter ~rlei~hte~~en B~dingungen'vorübe~g~hendaus-, 
wieder aus- oder, eingeführt werden ,können, um ein l:1i tführen 

derartiger Exemplare auf Reisen ,zu ~rTIi'öglichen.: Dle': Bestimmu,ng 
.'" , 

m~ßte jedoc~ aufl~bende Tlerart~neingeschränkt,~erden" well 

die Sinnh~f~igkeit,einer derarti~en Regelung für Pflanzen iri 

E'rage zu stellen ist. ~uch erscheint:eszweifelhaft, ob die 

'Kennzeichnung von Pflanzen vollz'iehbar wäre. 

\. 
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Es ist" nicht, einsichtig, warum die derzei tige, Bestimmung der 

erleic~terten, verüberg~hendenAus-,lWiede~aus- eder,Einfuhr 

',auf' in Gefangenschaft, gezüchtete" Exemplare qescpränkt" werden 

seIl. Nach ha.,Auffassung müßten die 'lebenden Tierarten,' un-
, , 

abhängig daven, eb sie inGefangenschaftgez\ichtet wurden: eder 
, .' 

, nicht ,ven dieser Bestimmung, erfaßt werden.' 

Im' § 17 Abs.' 2 ist:v.ergesehen" daß die vetlziehung des § 7 
Abs. 3 der"n'ach landesrec:htlichen Bestimmungen zuständigen;' 

Behörde ebliegen seIl., H'iezu mUßjede~h nachdrücklichd'arauf , 

',hl,ngew.lesen werden, daß' die prüfung,' eb die verübergeh~ride 
J ' 

Aus,-, Wiederaus- eder Einfuhr zu nichtkemmerziellen Zwecken 
I 

,erfolgt (§ 7,' Abs,. 3 lit. b)bzw'. bb dl,e 'Exemplare sich im 

E~gentuni des Bestätigungswerbers befinden (§, 7' Abs. ,311t. c), 

keine Aufg:abe darstellt, die aus fachlicher Sicht'ven der 

"wissenschaftlichen Behördei,zU, klären wäre'. Als zuständige 

Behö'rde so'll te daher das Bundesrninisterlum' für wirtschaftliche 
(I . . 

Angelegenh~itenfestgelegt werden. 

\ , 

,Zu § 9 Abs. 1: 

Die ,Bestimmung sieht" ver, daß auf 'Verlangen die rechtmäf3ige 

EinfUhr von A:nhangI- ui1d Cl-Arten, ver Inki"aft,treten d~s 
. , . . 

Bundesgesetzes nachzuweisen i~t.Diese Nach~eispflicht darf 

sich all.erdin~s nicht nur auf frei lebende Exemplare bezi~hen, 
sende:cn muß auch für gezüchtete eder künstlich vermehrte Exem-

plare gelten,' um eine Umgehung di'eser Bestimmung zu' verhin- ' 

dern~ 

.j 

;Zu § 9 Abs~ 2: 

Der Begriff, "Einfuhrer" seIlte durch' den Begriff "Eigentümer" 

ersetzt'werden. 

; 
Zu§ 10:, 

Di'e Bestimmung', wonach Ausnahmen vom Verbot der kemmerziellen 
. , 

Nutzung ven Anhang I-und Cl-Exemplaren auf,Antrag zugela~sen 

r ,. 

\ 

,J 

; , 
\1 

I 
I 
I 
I 
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werden k6nnen, hatte einen sehr grOßen V~rwal tung'saufwand zur 
, \, 

, Folge. ,Gemäß § '6 müßten' Ausnahmegenehmigungen mit sechs Mo~ , 

naten befristet werden, wodurch zu~htbetriebe ,für j e'des nach~, 
ge .. zücht~te ,Exernpla1r entsprechende A~träge, zu' ,st~llen / hätten. ' 

'Es wäre daher sinnvoller, 'gültige Ausnahmeregelungen generell. 

"zu treffen. 

Die, vorgeschlagen'e' Erweiterung, der Nachweispflicht aufg~'züch­
t~te o~er künstliph ~ermehrte Exemplare (vgl. hiez~ die Au~-

, , 

führungen zu §' 9 Abs. 1)' erscheint geeignet, einern ,Miß1:lrauch 

,von generellen Ausnahmeregelungen 'vorzubeugen. 

Zu' § ,13 Abs. 3: 

Eine;,Beschlagnahme,von'Exemplar~n zur Sicherung des~Verfalles: 

(-§ 16)' setzt' d~e Schaffung von geeigneten - derzeit". nicht in 

~us~e~chendem,Maß~ vorhan~enen - bnterbringungsmö9~i~~kei~en' 
voraus. 

Zu§ 16: 

Der hier enthaltene Verweis müßte 'sich richtigerweise,auf § 14 

'Abs. 2 beziehen.' 

Zu §. 17 Abs.2: 

Die, Kompeteilizen der nach. landesrechtlichen Bestimmungen zu­

ständigen Behörde, sollt;en iin 'sinhe einer besserem, Verständ-

1 ichkei t kl-a-rer gegl iedert werden:, 

Zu \ § '18 Abs,. 3: 

In I dieser' Bestimmung' ist vorgesehen, daß 'd'ie ,. Zuständigkei t zur 
, , 

Vertretung öster:reichs in allen das Übereinkommen betreffenden 

Ausschüssen und Arbeitsgruppen,der Euro~äisqhe~ Union dem 

BUnd~qmi~ist~rium für:wirt~Ch?iftliche Ange~egenheiten obliegen 

s~ll'~ Im Hinblick a~f die~-d'en Ländern zustehende ,Kompeten,z 

bezüglich qes .Artenschutzes müßte eineVertretungsbefugnis 
, , 

auch für.einen gemeinsamen Ländervertreter vorgesehen werden. 
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Abschließend darf darauf hingewiesen werden, 'daß im vorlieg'en-

, den Entwur,f -inAbweichung vom' geltenden ,Bundesgesetz - keine 

Kriterien für die E~teilung einer Aus/fuhr- oder Wieder2lUsfuhr­

'gen~hmig~ngvorgesehen sind. Erforderlich wär~ auch die Fest­

,legung der 'Kompetenzen der nach laridesrechtlichen Vorschriften 

zuständigen Behörde bei Ausfuhr- 'lmd WiededlUsfuhrgenehmigun-' ' , ' 

.gen. Außerdem fehlen Regelungen' für Exemplare, die 'einem 

Wandefzoo u.ä,~ zu~ehören. J 

r Des, weiteren hat sich in der' Praxis die NQtwendigkei t ,gezeigt, 

für Antiquitäteneine'erleichtert~Einfuhrmöglichkeit für kom-, 

:merzielle Zwecke zU schaffen. Auch' diesbezüglich findep si,ch 

im gegenständl ichen Entwurt' keineR,egelUl1gen~," 

Zu deD im Vorblatt enthaltenen Ausführungen über die Kosten 

dieses Bundesg:esetzes darf t'estgestellt werden, ~ daß 'die seit 

1. Jänner 1995 in Geltung 'stehende EU-Verordnung Nr. 36'2~/82 
des Rates vom 3. Dezember 1982, die durch das gegenständliche 

Gesetz 'ergänzt werden ,soll, eine weitaus,höhere'Verfahrenszahl 
, ", .'.,'" !. . -, . 

erwarten läßt'. Bereits in den Monaten Jänner 1995 bis' März 

1995 wurden um 50 %'mehr Anträge gestellt als,im vergleichs­

zeitraum des Jahr~s '19:94. Dies führt zu einer starkeren Inan­

spruchnahme der, wiss.enschaftlichen Behörde in d~n Länderri .. 

über den daraus 're~ultierenderi Mehraufwand der Länder wird in, 

den Erläute~nden Bemerkungenzumgegenständiichen Entw~ff 

keine Aussage getroffen. seite~s des 'Landes Wien'we~deri jedoch 

~ie Qu~ntifizierun~dieses MehraUfwandes und die p~terbreitung' 
von Vorschlägen 'bezügl ic~ d!=sse~ Abgeütung dürch den Bund für 

"unbedingt erforderlich erachtet. 

Gleichzeitig werden 25, Ausfertigungen dieser Stellungnahme 

dem Präsidium des N~tionalrates übermittelt.,' 

Für dEm 

i 
I , 

• j 
, l 

" !' 

" 

, ; 

I 
1 
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